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   Vorwort zur 3. Auflage

  Seit den grundlegenden Änderungen des Waffenrechts zum 01.04.2003 erfuhr das Waffengesetz zum 01.04.2008 und nach dem Amoklauf in Winnenden und in Waiblingen zum 25.07.2009 weitere Änderungen. Eine erneute Waffenrechtsänderung, die zum 06.07.2017 in Kraft getreten ist, soll nun endgültig Unklarheiten und Schwachstellen beseitigen sowie aktuelle Entwicklungen im Bereich des europäischen Rechts miteinbeziehen. Dies ist insbesondere im Bereich der Unbrauchbarmachung von Schusswaffen erforderlich geworden, da die EU mit Inkrafttreten der EU-Deaktivierungsverordnung1 gemeinsame Standards zur Deaktivierung von Feuerwaffen erlassen hat, die flankierende Gesetzgebung in der Form von Leitlinien erfordern.

  Das Buch basiert auf der Grundlage der aktuellen gesetzlichen Regelungen. Es befasst sich daher nicht nur mit dem Waffengesetz selbst, sondern auch mit den aktuellen Änderungen der AWaffV und berücksichtigt zudem die Kommentierungen der Waffenverwaltungsvorschrift (WaffVwV), die zum 06.03.2012 in Kraft getreten ist. Die WaffVwV schafft notwendige Auslegungshilfen für die Praxis. Sie versucht jedoch auch, durch einengende Regelungen das geltende Waffenrecht zu verschärfen. Dies hat zur Folge, dass der Wert für die Anwender reduziert wird, da hierdurch keine Rechtssicherheit geschaffen wird.2 Die aktuellen Gesetzesänderungen sind jedoch noch nicht in die WaffVvV eingearbeitet, sodass einige Verweise noch nicht aktualisiert sind.

  Es stellt die Systematik der Erlaubnisse für alle, die privat oder beruflich mit Waffen zu tun haben, dar und gibt einen Überblick über die Formulare für diese Erlaubnisse, die zum 01.12.2012 mit der WaffVordruckVwV in Kraft getreten sind.

  Die am 28.07.2008 in Kraft getretenen Änderungen zur Waffenrichtlinie3 sehen in Art. 4 Abs. 1 vor, dass die Mitgliedstaaten spätestens bis zum 31.12.2014 ein computergestütztes, zentral oder dezentral eingerichtetes Waffenregister eingeführt haben, das stets auf dem neuesten Stand gehalten und in dem jede unter die Richtlinie fallende Waffe registriert wird. Die zuständigen Behörden sollen Zugang zu den gespeicherten Daten haben.

  Dieses Nationale Waffenregister war unter dem Eindruck des Amoklaufes 2009 innerhalb Deutschlands bis zum 31.12.2012 zu errichten. Mittlerweile haben die Waffenbehörden die erforderlichen Daten in eine umfangreiche Datenbank eingefügt, die von den zuständigen Behörden bearbeitet und von den Vollzugsbehörden eingesehen werden kann. Die aktuellen Entwicklungen im Bereich des Nationalen Waffenregisters sehen zudem eine Einbindung der Waffenhersteller und der Waffenhändler in die Datenbank vor. Desweiteren soll der internationale Verkehr mit Waffen durch ein Modul Verbringen und Mitnahme integriert werden. Dies sind Etappenziele in Richtung einer europa- und schengenweit abfragbaren Waffendatenbank.

  Mit Inkrafttreten der Verordnung (EU) 258/2012 (Feuerwaffen-VO) zum 30.09.2013 hat sich zudem die Rechtslage im Hinblick auf die Genehmigungspflicht bei der Ausfuhr von Schusswaffen oder Munition geändert. Auf diese Änderungen wird ebenfalls detailliert eingegangen, noch bestehende Regelungslücken werden aufgezeigt.

  In die Betrachtungen eingeflossen sind vor allem auch viele praktische Beispielfälle, die die Autorin in ihrer Dozentinnen- und Auskunftstätigkeit im Rahmen von Schulungen am Bildungs- und Wissenschaftszentrum der Bundesfinanzverwaltung für die Beamten der Zollverwaltung sowie bei Seminaren und Vorträgen für die Bundespolizei, die Polizeien der Länder und die Waffenbehörden gesammelt hat.

  Die lange Zeit der Rechtsunsicherheit, in der sowohl die ausstellenden als auch die kontrollierenden Behörden nicht alle Probleme lösen konnten, hatte zur Folge, dass nach Inkrafttreten des Waffengesetzes 2003 keine Einheitlichkeit der Handhabung des Gesetzes erreicht werden konnte. Dies ist auch nach Inkrafttreten der WaffVwV und der erforderlichen Vordrucke der WaffVordruckVwV weiterhin schwierig.

  Zum besseren Verständnis ist es daher erforderlich, parallel zur Lektüre des Buches einen aktuellen Gesetzestext zur Hand zu haben und an den entsprechenden Stellen auch den Wortlaut des Gesetzes nachzulesen.

  Geltungsbereich des Gesetzes ist die Bundesrepublik Deutschland. Wird im Gesetz auf Mitgliedstaaten verwiesen, sind damit die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gemeint. Dies sind Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Slowakische Republik, Schweden, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.

  Darüber hinaus fallen aber auch die Schengenstaaten Island, Liechtenstein, Schweiz und Norwegen unter die waffenrechtlichen Regelungen für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Der Beitritt zum Schengenbesitzstand hat zur Folge, dass diese Staaten im waffenrechtlichen Sinne keine Drittstaaten mehr sind und demnach als Mitgliedstaaten im Sinne des Waffengesetzes zu behandeln sind.4

  Waffenrechtliche Drittstaaten sind demnach alle anderen Staaten, die nicht zur Europäischen Union und zum Schengenraum gehören, wie z. B. die USA oder Russland.

  
    
      
      
    
    
      
        	
          Freiburg, im März 2018

        
        	
          Sigrun Ullrich
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    I. Kapitel:
 Allgemeine Grundsätze im Waffenrecht 

   1. Umgang mit Waffen oder Munition 

  Das Waffengesetz sieht in § 1 Abs. 3 WaffG verschiedene Möglichkeiten des Umgangs mit Waffen oder Munition vor. Diese Umgangsformen, an die die einzelnen waffenrechtlichen Erlaubnisse gekoppelt sind, werden zunächst ausführlich besprochen. Die Definitionen der Umgangsformen befinden sich in Anlage 1 Abschnitt 2 WaffG.

   1.1 Erwerb 

  Eine Waffe oder Munition erwirbt, wer bewusst die tatsächliche Gewalt darüber ausübt. Für den Waffenerwerber besteht danach die Möglichkeit, über den Gegenstand nach eigenem Willen zu verfügen. Ein waffenrechtliches Erwerben liegt daher vor, wenn mit der Waffe nach eigenen Vorstellungen umgegangen werden kann. Die rechtlichen Verhältnisse an der Waffe wie auch die Weisungsabhängigkeit oder die Anwesenheit weisungsberechtigter Personen sind dabei unerheblich. Erfasst wird daher auch die kurzzeitige Sachherrschaft.

   Beispiel: 
 Im Rahmen des Ausleihens einer Waffe des Schießsportvereins zum Schießen im Rahmen eines Turniers sowie beim Umgang mit Waffen als Besitzdiener5 liegt eine kurzzeitige Sachherrschaft vor. Besitzdiener i. S. d. § 855 BGB ist, wer die tatsächliche Sachherrschaft über eine Sache (hier eine Waffe oder Munition) hat, ohne zivilrechtliche Benutzungsbefugnis. Dies liegt vor, wenn z. B. ein Angestellter eines Waffenhändlers innerhalb seines arbeitsrechtlichen Weisungsverhältnisses einem Kunden seine reparierte Waffe nach Hause bringt.

  Der Begriff des Erwerbens ist daher nicht schuldrechtlich zu verstehen, da das Eigentum an der Waffe nicht wie z. B. beim Kauf oder bei der Schenkung auf den Erwerber übergeht, sondern dinglich, und zwar als Erwerb des unmittelbaren Besitzes gemäß § 854 Abs. 1 BGB.6 Es muss lediglich eine gewisse, jederzeit zu realisierende tatsächliche Herrschaftsmöglichkeit über die Waffe bestehen. Ein ständiger aktueller Herrschaftswille ist nicht erforderlich.7 Dies entspricht dem Sicherungszweck des Gesetzes, da grundsätzlich nur von demjenigen eine Gefahr ausgeht, der eine Waffe derart in seinem Herrschaftsbereich hat, dass er jederzeit auf sie zugreifen kann.8 Waffenrechtlich erwerben daher auch der Erbe, der Finder und sogar der illegale Besitzer, der die Waffe, z. B. im Rahmen eines Diebstahles, erlangt hat. Im Gegensatz zum schuldrechtlichen Erwerb ist für das waffenrechtliche Erwerben kein zweiseitiges Rechtsgeschäft erforderlich. Dies hat zur Folge, dass rein schuldrechtliche Rechtsgeschäfte, die keine Änderung der tatsächlichen Herrschaftsverhältnisse zur Folge haben, nicht zu einem Erwerben im waffenrechtlichen Sinne führen. Der mittelbare Besitzer ist kein waffenrechtlicher Erwerber. Mittelbarer Besitzer nach § 868 BGB ist, wer die Sachherrschaft nicht selbst wahrnimmt, sondern durch einen anderen ausüben lässt. Dies ist dann z. B. der Fall, wenn die Waffe vom ursprünglichen Waffenbesitzer für einen Monat an einen Jagdkollegen verliehen ist, damit dieser die Waffe ausprobieren kann. Auch der Erbenbesitzer ist in der Regel kein Erwerber i. S. d. Waffengesetzes, da § 857 BGB zwar vorsieht, dass der Besitz an den Erben übergeht, dies jedoch nicht notwendigerweise bedeutet, dass auch die Sachherrschaft an den Erbenbesitzer übergehen muss, sondern der Erbe tritt in die Besitzstellung des Erblassers ein und ist dann z. B. mittelbarer Besitzer der verliehenen Jagdwaffe.

   1.2 Besitz 

  Eine Waffe oder Munition besitzt, wer die tatsächliche Gewalt mit Herrschaftswillen und Kenntnis vom Entstehen der Sachherrschaft ausübt. Der Besitzer muss nicht zwingend anwesend sein, d. h. auch Waffen, die in einer Wohnung eingeschlossen sind, bleiben in der tatsächlichen Gewalt des Inhabers. Besitz wird in vielen Paragraphen des Waffengesetzes in einem Atemzug mit Erwerb genannt. Dies ist auch richtig so, da sich an den Erwerb in aller Regel der Besitz anschließt.

  Hat der Besitzer den Gegenstand verloren, übt er nicht mehr die tatsächliche Herrschaftsgewalt aus.

   Beispiel: 
 Eine Ausnahme ist § 13 Abs. 4 WaffG, der den Jagdschein gemäß § 15 Abs. 1 S. 1 BJagdG einer Waffenbesitzkarte für den Erwerb und für den vorübergehenden Besitz gleichstellt. Hier wird nur der vorübergehende Besitz dem Erwerb gleichgestellt. Der Jäger muss die nach § 13 Abs. 3 WaffG erworbenen Langwaffen nach zwei Wochen in eine WBK eintragen lassen. Auf der Grundlage des Jagdscheines darf er die Langwaffen nur zwei Wochen legal besitzen.

  Nach § 10 Abs. 2 WaffG können auch mehrere Personen zusammen die tatsächliche Gewalt ausüben, wie z. B. Ehegatten, wenn beide einen selbstständigen Zugriff auf die Waffe oder Munition haben.

    Beispiel: 
 Ein Ehepaar, bei denen beide einen gültigen Jagdschein besitzen, bewahrt seine Jagdwaffen in einem Waffenschrank auf. Beide kennen die Kombination des Zahlenschlosses.

   1.3 Überlassen 

  Das unter dem Stichwort Erwerben Ausgeführte gilt für das Überlassen sinngemäß. Der Überlasser muss dem Erwerber die tatsächliche Gewalt über die Waffe oder die Munition einräumen. Der Überlasser muss dazu seine tatsächliche Gewalt nicht vollständig aufgeben, er kann gemäß § 866 BGB weiterhin Mitbesitz haben.9

   Beispiel: 
 Ein Waffenbesitzer händigt einem Jagdkollegen einen Zweitschlüssel für seinen Waffenschrank aus.

   1.4 Führen 

  Für den Begriff des Führens kommt es nicht darauf an, ob die Waffe zugriffsbereit oder schussbereit ist, sie funktionsfähig ist oder ob die dazugehörige Munition oder dazugehörigen Geschosse mitgeführt werden. Unerheblich ist auch, ob jemand die Waffe in der Absicht bei sich hat, um mit ihr ausgerüstet zu sein.10 Entscheidend ist lediglich die Ausübung der tatsächlichen Gewalt über eine Waffe außerhalb der genannten eigenen Räume oder des eigenen befriedeten Besitztums. Im Hinblick auf die Definition der Begriffe Wohnung, Geschäftsräume und befriedetes Besitztum kann auf die Kommentierungen zum § 123 StGB verwiesen werden. Danach ist eine Wohnung eine Räumlichkeit, deren Hauptzweck darin besteht, Menschen zur ständigen Benutzung zu dienen. Der Aufenthalt braucht nicht auf längere Dauer angelegt sein, sodass auch ein Reisender seine Wohnung vorübergehend in einem Hotel hat. Geschäftsräume sind abgeschlossene, auch mobile Geschäfts- und Verkaufsstätten, die vorübergehend oder dauernd gewerblichen, künstlerischen, wissenschaftlichen oder ähnlichen Zwecken dienen, wie z. B. Büros, Gasthausräume oder Werkstätten.11 Das befriedete Besitztum ist ein bebautes oder unbebautes Grundstück, das gegen das Betreten durch zusammenhängende, nicht notwendig lückenlose Schutzwehre gesichert ist. Historisch ist das dann der Fall, wenn es durch eine Hecke umzäunt oder umfriedet ist.12 Bejaht wurde das Vorliegen jedoch auch für einen nicht eingezäunten Weinberg,13 bei einem Friedhof, einem Hofraum,14 eingefriedeten Äckern und Wiesen, Weiden und Schonungen, wie auch Rohbauten und leerstehenden Wohnungen oder einem Parkplatz, der durch Ketten gesichert ist.15

  Ein Fahrzeug ist kein befriedetes Besitztum, kann jedoch Wohnung oder Geschäftsraum sein.16

  Für die alltäglichen Fälle des Transports zum Schießen oder zur Reparatur sind vor allem die Ausnahmen von der Erlaubnispflicht gemäß § 12 Abs. 3 WaffG zu beachten. Will ein Waffenbesitzer seine Waffen und Munition transportieren, benötigt er nach § 12 Abs. 3 Nr. 2 WaffG keine Erlaubnis zum Führen, wenn er Waffen und Munition getrennt voneinander nicht schussbereit und nicht zugriffsbereit von einem Ort zum anderen befördert, sofern der Transport der Waffe zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im Zusammenhang damit erfolgt.

   Beispiel: 
 Ein Sportschütze will seine Waffe von der Wohnung zum Schießstand transportieren oder ein Waffensammler bringt seine Waffe zum Waffenhersteller, um Verschönerungsarbeiten ausführen zu lassen.

   1.5 Verbringen 

  Der Vorgang des Verbringens umfasst nur das Überschreiten der Grenze mit einer Waffe oder Munition und wird in Anlage 1, Abschnitt 1 Nr. 5 zum WaffG definiert. Demnach verbringt eine Waffe oder Munition, wer diese über die Grenze zum dortigen Verbleib oder mit dem Ziel des Besitzwechsels in den, durch den oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes zu einer anderen Person oder zu sich selbst transportieren lässt oder transportiert. Von dieser Definition werden die Sachverhalte erfasst, bei denen es um einen endgültigen Verbleib am Zielort geht, wie beispielsweise beim Verkauf der Waffe ins Ausland oder – ohne Besitzwechsel – bei einem Umzug des Waffeninhabers ins Ausland.

   1.6 Mitnahme 

  Die Definition der Mitnahme erfolgt in Anlage 1, Abschnitt 1 unter der Nr. 6 zum WaffG. Waffen oder Munition nimmt mit, wer diese vorübergehend auf einer Reise, ohne Aufgabe des Besitzes zur Verwendung über die Grenze in den, durch den oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes bringt. Die Mitnahmevorschriften regeln die in der Praxis bedeutsamen Fälle des Verreisens mit Waffen oder Munition zum Zwecke der Verwendung, beispielsweise zur Jagd, zu Schießsportveranstaltungen, zu Waffensammlertreffen, Waffenmessen und -börsen. Die Umgangsform der Mitnahme beschreibt nicht nur den Schritt über die Grenze, sondern deckt die gesamte Reise ab. Wird eine Person im Inland mit einer Waffe angetroffen, so liegt daher ebenfalls eine Mitnahme vor, die nach § 12 Abs. 1 Nr. 6 WaffG von der Erlaubnispflicht zum Erwerb oder Besitz befreit ist, sofern auf einer Reise berechtigt mitgenommen wird.

  Auf Flugreisen mit Waffen oder Munition ergibt sich das Problem, dass Waffen oder Munition während des Fluges nicht im Handgepäck mitgeführt werden können und damit zumindest der unmittelbare Besitz aufgegeben werden muss. Das Bundesfinanzministerium stellte jedoch per Erlass17 klar, dass das Tatbestandsmerkmal „ohne Aufgabe des Besitzes“ auch hier erfüllt sein soll und damit der Begriff der Mitnahme auch beim Transport im Flugzeug Anwendung findet.

   1.7 Schießen 

  Im Sinne des Gesetzes schießt, wer mit einer Schusswaffe Geschosse durch einen Lauf verschießt, Kartuschenmunition abschießt, mit Patronen- oder Kartuschenmunition Reiz- und Wirkstoffe verschießt oder pyrotechnische Munition verschießt, sodass alle mit Schusswaffen ausführbaren Schussmöglichkeiten erfasst sind. Nicht erfasst wird das Schießen mit anderen Geräten als Schusswaffen und diesen Waffen gleichgestellten Gegenständen.

  Mit Armbrüsten, Pfeil und Bogen, Schleudern oder Harpunen wird daher nicht in waffenrechtlichem Sinne geschossen.18 Das Waffengesetz ist jedoch im Hinblick auf die spezifische Gefährlichkeit von Armbrüsten in Bezug auf die das Schießen behandelnden Vorschriften anwendbar. Dies bedeutet, dass für das Schießen mit Armbrüsten eine Schießerlaubnis erforderlich ist und auch die Schießstätten, auf denen nur mit Armbrüsten geschossen wird, einer Erlaubnispflicht unterliegen, § 1 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Anlage 1 Abschnitt 1 Nr. 1.1 WaffG.

   1.8 Herstellen von Munition 

  Unter Herstellen von Munition ist ihre Fertigstellung zum Gebrauch (Schießen) zu verstehen, mithin das Laden von Hülsen mit dem Zünd- und Treibsatz und bei Patronenmunition auch das Einsetzen des Geschosses in die Hülse.

    1.9 Herstellen einer Schusswaffe 

  Ein Herstellen einer Schusswaffe liegt dann vor, wenn wesentliche Teile19 einer solchen oder ein Schalldämpfer angefertigt werden oder das Zusammensetzen fertiger Teile zu einer Schusswaffe erfolgt. Ausgenommen sind Sachverhalte, in denen die Schusswaffe nur zur Pflege, zur Nachschau oder zum Austausch von Wechsel- oder Austauschläufen sowie Wechselsystemen auseinandergenommen wird. Fügt man Bausätze erlaubnisfreier Schusswaffen zusammen, ist dies kein Herstellen.20 Ebenso ist die Verschönerung oder Verzierung der Waffe oder die Anbringung oder Veränderung von Teilen, die für die Funktionsfähigkeit, die Funktionsweise oder die Haltbarkeit der Waffe nicht wesentlich sind, kein „Herstellen“ im Sinne des WaffG und unterliegt daher nicht der Erlaubnispflicht. Dies gilt auch für geringfügige Änderungen am Schaft oder an der Visiereinrichtung.

   1.10 Bearbeiten einer Schusswaffe 

  Ein Bearbeiten liegt vor, wenn beispielsweise die Funktionsweise der Schusswaffe geändert wird. Dies ist dann der Fall, wenn z. B. eine Schreckschusswaffe in eine scharfe Waffe für Patronenmunition oder eine Waffe mit Einzelfeuer in eine mit Dauerfeuer umgeändert wird. Ein Bearbeiten liegt auch vor, wenn wesentliche Teile der Waffe ausgetauscht, geändert oder in ihrer Haltbarkeit verändert werden, wie dies z. B. bei der Verkürzung des Laufes oder der Änderung des Patronenlagers der Fall ist. Unter Bearbeitung fällt auch das wesentliche Verändern des Aussehens einer Waffe. Dies kann z. B. durch Abänderung einer Langwaffe in eine Kurzwaffe, durch Verkürzen des Schaftes oder durch Montieren von Kühlrippen am Lauf erfolgen.

  Das Umarbeiten scharfer Schusswaffen in Zier- oder Sammlerwaffen oder in Schnittmodelle ist ebenfalls ein Bearbeiten. Es liegt jedoch keine Bearbeitung vor, wenn ein Einsteck- oder Austauschlauf eingesetzt wird.

  Das Zerstören einer Schusswaffe ist keine erlaubnispflichtige Tätigkeit.21

   1.11 Instandsetzen einer Schusswaffe 

  Eine Instandsetzung einer Schusswaffe liegt dann vor, wenn ihre Funktionsfähigkeit durch wesentliche Änderung oder Bearbeitung wiederhergestellt wird oder wenn Mängel, die die Schusswaffe funktionsunfähig machen, beseitigt werden.

    1.12 Waffenhandel treiben 

  Waffenhandel treibt, wer gewerbsmäßig oder selbstständig im Rahmen einer wirtschaftlichen Unternehmung Schusswaffen oder Munition ankauft, feilhält, Bestellungen entgegennimmt, anderen überlässt oder den Erwerb, den Vertrieb oder das Überlassen vermittelt.22

  Überlassen in diesem Sinne bedeutet jede mit der Übertragung des unmittelbaren Besitzes verbundene Einräumung der tatsächlichen Möglichkeit, über den Gegenstand nach eigener Entschließung zu verfügen, unabhängig davon, ob die Verfügungsmöglichkeit als dauerhaft oder nur vorübergehend gedacht ist, wenn sie nur für eine gewisse Zeitspanne geplant ist. Überlassen ist hauptsächlich das Verkaufen, daneben auch das Verleihen, Versteigern, Vermieten, Verpfänden, Verwahren oder Befördernlassen. Von der Art der Waffenhandelserlaubnis betrifft sie z. B. den Filmwaffenverleih, nicht jedoch den Betrieb einer Schießstätte oder das Bewachungsgewerbe.

  Zum Waffenhandel nach § 21 Abs. 1 WaffG gehören alle Vertriebsformen einschließlich des Angebots im Internet. Waffenvermittler können sowohl Makler als auch selbstständige Handelsvertreter sein (§ 84 Abs. 1 HGB), nicht dagegen die unselbstständigen Handlungsreisenden (§ 84 Abs. 2, § 59 HGB), die für einen bestimmten Auftraggeber tätig sind; ihre Tätigkeit wird durch die Erlaubnis des Geschäftsherrn gedeckt. Eine erlaubnispflichtige Vermittlertätigkeit liegt auch dann vor, wenn nur einzelne Vermittlungshandlungen im Geltungsbereich des Gesetzes vorgenommen werden.23

   1.13 Schussbereit und zugriffsbereit 

  Schussbereit ist eine Schusswaffe, wenn sie geladen ist, das heißt, dass Munition oder Geschosse in der Trommel, im in der Waffe eingefügten Magazin oder im Patronen- oder Geschosslager sind, auch wenn sie nicht gespannt ist.24

  Zugriffsbereit ist eine Schusswaffe, wenn sie unmittelbar in Anschlag gebracht werden kann.25 Dies ist dann der Fall, wenn die Waffe mit weniger als drei Handgriffen in unter drei Sekunden in Anschlag gebracht werden kann.26 Sie ist nicht zugriffsbereit, wenn sie in einem verschlossenen Behältnis mitgeführt wird. Die Definition fordert ein verschlossenes Behältnis, sodass einige Zweifelsfälle, die sich im Rahmen des § 12 Abs. 3 Nr. 2 WaffG beim Transport von Waffen oder Munition ergaben, geklärt wurden. Die Industrie hat sich schnell auf dieses Erfordernis eingestellt und bietet nun Waffenkoffer, Futterale und Etuis mit Schlössern an.

    2. Alterserfordernis 

  Nach § 2 Abs. 1 WaffG ist der Umgang mit Waffen oder Munition nur Personen gestattet, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. § 2 Abs. 1 WaffG bezieht alle Umgangsformen mit ein.

   2.1 Ausnahmen, § 3 WaffG 

  
    	Nach Absatz 1 dürfen Jugendliche im Rahmen eines Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses abweichend von § 2 Abs. 1 unter Aufsicht eines weisungsbefugten Waffenberechtigten mit Waffen oder Munition umgehen. 
Diese Vorschrift regelt den typischen Sonderfall, dass Jugendliche, d. h. Personen, die 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind,27 im Rahmen ihres Ausbildungsverhältnisses mit Waffen oder Munition umgehen müssen, etwa bei einer Ausbildung zum Büchsenmacher, Messerschmied oder bei einer Lehre im Waffenhandel oder anschließender entsprechender Berufstätigkeit. Für diesen Fall wird eine generelle Ausnahme vom Erfordernis der Vollendung des 18. Lebensjahres gemacht. Voraussetzung für den Umgang mit Waffen oder Munition in diesen Fällen ist jedoch, dass der Umgang des Jugendlichen mit Waffen oder Munition unter der Aufsicht eines weisungsbefugten Waffenberechtigten geschieht.

    	Gemäß § 3 Abs. 2 WaffG dürfen Jugendliche abweichend von § 2 Abs. 1 Umgang mit geprüften Reizstoffsprühgeräten haben. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass sich auch Jugendliche wirksam verteidigen können. Der Gesetzgeber dachte an die besondere Gefährdung junger Mädchen und fand ein Reizstoffsprühgerät zur Verteidigung gegen Angreifer als am besten geeignet. Die Regelung bezieht sich auf Geräte, die nach den entsprechenden beschussrechtlichen Vorschriften amtlich geprüft, zugelassen und gekennzeichnet sind. Nach Anlage II Abbildung 12 zur BeschussV ist dies das folgende Zeichen: 
    [image: img]

    Reizstoffsprays, die zur Tierabwehr bestimmt und hergestellt sind, stellen keine Waffen i. S. d. WaffG dar, sodass der Umgang mit ihnen frei ist.28


    	Nach § 3 Abs. 3 WaffG kann die zuständige Behörde für Kinder und Jugendliche im Einzelfall Ausnahmen von Alterserfordernissen zulassen, wenn besondere Gründe vorliegen und öffentliche Interessen nicht entgegenstehen. Durch die Worte „allgemein oder für den Einzelfall“ soll klargestellt werden, dass die zuständigen Waffenbehörden in Falle von Veranstaltungen der Schützenvereine auch pauschal für mehrere Minderjährige Ausnahmen vom Alterserfordernis machen können. Die Ausnahmen des § 3 Abs. 3 WaffG können daher nicht nur personenbezogen, sondern auch veranstaltungsbezogen, z. B. für sogenannte „Schnuppertage“, erteilt werden.29 Formelle Anforderungen, wie sie die Ausnahmen des § 27 Abs. 3 bis 6 WaffG vorsehen, sind nicht erforderlich.30
Nach der Definition sind Kinder Personen, die noch nicht 14 Jahre alt sind.31 Die für die Erlaubnisse zuständigen ausstellenden Behörden haben damit die Möglichkeit, in besonderen Einzelfällen Ausnahmen von Alterserfordernissen bei Kindern und Jugendlichen zuzulassen. Dies ist vor allem der Fall bei besonderen Bedürfnissituationen der Kinder und Jugendlichen oder wenn sie sich in einer besonderen Gefahrenlage befinden. Die weiteren Voraussetzungen für den Umgang mit Waffen oder Munition müssen von dem Kind oder dem Jugendlichen in vollem Umfang erfüllt werden, § 3 Abs. 3 i. V. m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 WaffG. Ausnahmen kommen nur dann in Betracht, wenn der Antragsteller trotz seiner Jugend die für den selbstständigen Umgang mit Schusswaffen erforderliche Besonnenheit (vgl. § 6 Abs. 1 und 2 WaffG) besitzt und imstande ist, die Waffe vor unbefugtem Zugriff zu sichern. Eine Erlaubnis darf nur dann erteilt werden, wenn die erforderliche geistige Reife vom Antragsteller in geeigneter Weise nachgewiesen wird.

  

   2.2 Jugendliche Jäger, § 13 Abs. 8 WaffG 

  Gemäß § 13 Abs. 8 WaffG dürfen Personen ab 14 Jahren, die sich in der Ausbildung zum Jäger befinden, nicht schussbereite Waffen unter Aufsicht eines Ausbilders ohne Erlaubnis erwerben, besitzen und führen und nach § 27 Abs. 5 S. 2 WaffG mit der Waffe schießen. Sowohl der Sorgeberechtigte wie auch der Ausbildungsleiter müssen dazu ihr Einverständnis in einer Berechtigungsbescheinigung gegeben haben. Diese Berechtigungsbescheinigung muss der Jugendliche während der Ausbildung mit sich führen.

   2.3 Schießen auf Schießstätten durch Kinder und Jugendliche, § 27 Abs. 3 WaffG 

  Gemäß § 27 Abs. 3 WaffG gelten Ausnahmen beim Schießen auf zugelassenen Schießstätten. Es sind folgende Altersgruppen zu unterscheiden:

  
    	Kinder, die das 12. Lebensjahr vollendet haben und noch nicht 14 Jahre alt sind, dürfen mit bestimmten sogenannten Kaltgaswaffen, d. h. Druckluft-, Federdruck- und CO2-Waffen, schießen, die entweder mit einem F im Fünfeck gekennzeichnet sind, oder mit Schusswaffen ohne F im Fünfeck, die entweder vor dem 01.01.1970 in (West-)Deutschland oder vor dem 02.04.1991 in der DDR hergestellt wurden.32

    	Unter denselben Voraussetzungen dürfen Jugendliche, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, aber noch nicht 18 Jahre alt sind, auch mit erlaubnispflichtigen, kleinkalibrigen Schusswaffen schießen, d. h. mit Schusswaffen bis zu einem Kaliber von 5,6 mm lfB (.22 l.r.) für Munition mit Randfeuerzündung, wenn die Mündungsenergie höchstens 200 Joule (J) beträgt oder mit Einzellader-Langwaffen mit glatten Läufen mit Kaliber 12 oder kleiner.

  

  Dies muss unter der Obhut des zur Aufsichtsführung berechtigten Sorgeberechtigten oder der mit dem Kinder- und Jugendschießen betrauten Aufsichtspersonen33 erfolgen.

  Der Sorgeberechtigte des Minderjährigen muss daher entweder selbst beim Schießen anwesend sein oder eine qualifizierte Aufsichtsperson muss den Minderjährigen ständig betreuen.34 Eine solche Qualifikation der Aufsichtsperson kann durch die Schießsport- oder Jagdverbände im Rahmen eines Anerkennungsverfahrens nach § 10 Abs. 6 AWaffV erfolgen oder in einer Ausbildung mit Bezug zur Kinder- und Jugendarbeit, wie beispielsweise Jugendleiter oder Lehrer, bestehen.35 Es muss daher eine angemessene Anzahl von derartig qualifizierten Personen anwesend sein, d. h. nach der Größe der Schießstätte und nach der Anzahl der zu betreuenden Schießbahnen sowie nach der Anzahl der gleichzeitig trainierenden Minderjährigen muss eine ständige Obhut jedes Einzelnen möglich sein.36

   2.4 Ausnahmen für Kinder, die das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, § 27 Abs. 4 WaffG 

  Diese Regelungen sollen jedoch kein Hemmschuh für die Förderung besonderer Talente sein. Daher besteht auch in Fällen, in denen Kinder unter 12 Jahren eine besondere Begabung für den Schießsport aufweisen und zudem die nötige geistige und körperliche Eignung besitzen, die Möglichkeit, ihnen das Schießen auf einer Schießstätte zu erlauben.

  Zum Nachweis der geistigen und körperlichen Eignung genügt eine Bescheinigung des Hausarztes oder eines Facharztes für Kinder- und Jugendheilkunde.37 Diese Ausnahme bezieht sich vom Wortlaut her nur auf Kinder, somit liegt eine Beschränkung auf das Schießen mit Kaltgaswaffen vor. Eine untere Altersgrenze ist zwar nicht festgelegt, jedoch wird eine Erlaubnis für Kinder unter 10 Jahren eher selten erteilt werden.38

   2.5 Schießen in der Ausbildung zum Jäger, § 27 Abs. 5 WaffG 

  Diese Sonderregelung für Jäger in der Ausbildung, die zur Schulung des jagdlichen Schießens dienen soll, betrifft Jugendliche, die das 14. Lebensjahr vollendet haben. Dieser Personenkreis darf mit Einverständniserklärung des Sorgeberechtigten und Bescheinigung des Ausbildungsleiters mit Jagdwaffen auf Schießstätten schießen. Die Vorschrift erwähnt das Schießen auf einer Schießstätte nicht ausdrücklich, es kann sich aber nur darum handeln.39 Die sogenannte Berechtigungsbescheinigung des jugendlichen Jägers in der Ausbildung ist von mindestens einem Sorgeberechtigten und dem Ausbildungsleiter zu unterschreiben und nach § 27 Abs. 5 S. 2 WaffG beim Schießen auf der Schießstätte mitzuführen.40

   2.6 Schießen durch Minderjährige an ortsveränderlichen Schießstätten, die der Belustigung dienen, § 27 Abs. 6 WaffG 

  Gemeint ist hiermit das Schießen an Schießbuden auf Jahrmärkten und Messen. Minderjährige dürfen hier unter der Kontrolle einer Aufsichtsperson ohne Erlaubnis nur mit erlaubnisfreien Waffen, d. h. Druckluft-, Federdruckwaffen und Waffen, bei denen zum Antrieb der Geschosse kalte Treibgase verwendet werden,41 schießen. Für Kinder gilt dies nur, wenn sichergestellt ist, dass sich die Aufsicht nur einem minderjährigen Schützen widmet, § 27 Abs. 6 S. 2 WaffG.42 Die Aufsichtsperson hat sich vom Alter des Schützen zu überzeugen, wenn eine Vollendung des 14. Lebensjahres nicht ersichtlich ist.43

   2.7 Jugendliche Sportschützen, § 14 Abs. 1 WaffG 

  Das Mindestalter für Sportschützen im Hinblick auf den Erwerb und Besitz von Schusswaffen und Munition zum Zwecke des sportlichen Schießens ist von 18 Jahren auf 21 Jahre heraufgesetzt worden, § 14 Abs. 1 WaffG. Ausnahmen gibt es nur, wenn es sich um den Erwerb und Besitz von Schusswaffen bis zu einem Kaliber von 5,6 mm lfB (= lang für Büchse, lange Patronen im Kaliber.22 l.r.) handelt und für Munition mit Randfeuerzündung, wenn die Mündungsenergie der Geschosse höchstens 200 Joule (J) beträgt.44 Diese Ausnahme gilt auch für Einzellader-Langwaffen mit glatten Läufen im Kaliber 12 oder kleiner, sofern das sportliche Schießen mit solchen Waffen durch die genehmigte Sportordnung eines Schießsportvereins zugelassen ist, § 15 WaffG, § 5 AWaffV.

   2.8 Beschränkte Erwerbserlaubnis für Antragsteller unter 25 Jahren, § 6 Abs. 3 WaffG 

  Bezüglich der erstmaligen Erteilung einer Erlaubnis besteht eine weitere zusätzliche Altersgrenze, die den Erwerb und Besitz von Schusswaffen auf Personen begrenzt, die das 25. Lebensjahr vollendet haben. Für Personen, die noch nicht 25 Jahre alt sind, ist ein Erwerb und Besitz von Schusswaffen über die Beschränkung des § 14 Abs. 1 WaffG hinaus nur dann möglich, wenn sie gemäß § 6 Abs. 3 WaffG ihre persönliche geistige Eignung durch ein amts- oder fachärztliches oder fachpsychologisches Gutachten nachgewiesen haben, § 6 Abs. 3 WaffG.45

  Für Jäger gilt gemäß § 13 Abs. 2 S. 1 WaffG der § 6 Abs. 3 WaffG nicht, sodass Jäger unter 25 Jahren kein amts-, fachärztliches oder fachpsychologisches Gutachten vorlegen müssen. Davon ausgenommen sind nach § 4 Abs. 7 AWaffV auch die Dienstwaffenträger, die eine entsprechende Bescheinigung ihrer Dienststelle, wie z. B. eine Eintragung im Dienstausweis, nachweisen können.

   3. Grundsätzliche Erlaubnispflicht 

  Gemäß § 2 Abs. 2 WaffG bedarf der Umgang mit Waffen oder Munition, die in der Anlage 2 (Waffenliste) Abschnitt 2 WaffG genannt sind, der Erlaubnis. In Anlage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 WaffG erfährt dieser Grundsatz nähere Konkretisierung.

  Die Erlaubnispflicht erstreckt sich danach ausschließlich auf Schusswaffen, die dafür vorgesehene Munition, den Schusswaffen gleichgestellte Gegenstände und wesentliche Teile von Schusswaffen,46 es sei denn, sie werden gemäß § 2 Abs. 4 i. V. m. Anlage 2 Abschnitt 1 und Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 WaffG von der Erlaubnispflicht befreit. Für andere Waffen, insbesondere Hieb- und Stoßwaffen, besteht keine Erlaubnispflicht. Jedoch können nach § 41 WaffG Waffenverbote im Einzelfall verhängt werden. Zu beachten ist auch das im § 36 Abs. 1 S. 1 WaffG verankerte Gebot der sicheren Aufbewahrung und das Verbot des Führens bei öffentlichen Veranstaltungen gemäß § 42 WaffG.

  Das Mindestalter von 18 Jahren gilt unabhängig von der Erlaubnispflicht,47 allerdings nicht für vom Waffengesetz ausgenommene Waffen, wie z. B. bloße Imitate von Hieb- und Stoßwaffen, siehe § 2 Abs. 4, Anlage 2 Abschnitt 3 WaffG.48

  Der Umgang mit verbotenen Gegenständen ist entweder vom Verbot nach § 40 Abs. 2 oder 3 WaffG (Faustmesser) ausgenommen oder bedarf nach § 40 Abs. 4 WaffG einer Ausnahmegenehmigung und eventuell nach Maßgabe der Anlage 2 Abschnitt 2 WaffG weiterer Erlaubnisse. Diese Ausnahmegenehmigung ist dann mit folgendem Zusatz zu versehen: „Dieser Bescheid ist nur in Verbindung mit einer Erlaubnis nach den §§ 10, 21, 28, 29, 30, 32 gültig!“49

   4. Führverbote, § 42a WaffG 

   4.1 Verbot des Führens von Anscheinswaffen, § 42a Abs. 1 Nr. 1 WaffG 

  Der neu eingeführte § 42a WaffG verbietet das Führen von Anscheinswaffen und bestimmten tragbaren Gegenständen.

  Anscheinswaffen sind (Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1.6)

  
    	Schusswaffen, die ihrer äußeren Form nach im Gesamterscheinungsbild den Anschein von Feuerwaffen (Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nr. 2.1) hervorrufen und bei denen zum Antrieb der Geschosse keine heißen Gase verwendet werden,

    	Nachbildungen von Schusswaffen mit dem Aussehen von Schusswaffen nach Nr. 1.6.1 oder

    	unbrauchbar gemachte Schusswaffen mit dem Aussehen von Schusswaffen nach Nr. 1.6.1.

  

  Ausgenommen sind solche Gegenstände, die erkennbar ihrem Gesamterscheinungsbild nach zum Spiel oder für Brauchtumsveranstaltungen bestimmt sind oder die Teil einer kulturhistorisch bedeutsamen Sammlung i. S. d. § 17 WaffG sind oder werden sollen, oder Schusswaffen, für die gemäß § 10 Abs. 4 WaffG eine Erlaubnis zum Führen erforderlich ist. Erkennbar nach ihrem Erscheinungsbild zum Spiel bestimmt sind laut Waffengesetz50 insbesondere Gegenstände, deren Größe die einer entsprechenden Feuerwaffe um 50% über- oder unterschreiten, neonfarbene Materialien oder keine Kennzeichnungen von Feuerwaffen enthalten. Das Vorliegen eines dieser drei beispielhaft genannten Merkmale reicht gemäß dem Wortlaut des Waffengesetzes daher für das Gesamterscheinungsbild Spielzeug aus.

  § 42a WaffG sieht ein Verbot des Führens von Anscheinwaffen vor, soweit diese schuss- oder zugriffsbereit geführt werden.

   Beispiel: 
 Anlässlich einer Kontrolle auf einem Parkplatz einer Bundesstraße stellen Beamte der Landespolizei Baden-Württemberg fest, dass im angrenzenden Waldstück geschossen wird. Eine Gruppe Jugendlicher im Alter zwischen 15 und 17 Jahren schießt mit Softairwaffen, die den Anschein von Pumpguns erwecken.51 Die Jugendlichen dürfen diese Anscheinswaffen nach § 42a WaffG nicht führen.
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